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REAKTORSICHERHEITSKOMMISSIONS­

GESCHÄFTSORDNUNG 

. (3) In _das Protokoll über das Ergebnis der Beratungen sind auch allfällige
Minderhe1tsvoten (§ 14 Abs. 3) aufzunehmen. Dieses Protokoll kann jeder­
mann zugänglich gemacht werden. 

§ 14. Beschlußfassung

(l) Zu einem Beschluß der Kommission ist die Anwesenheit von min­
d_�stens zwei Drittel der Mitglieder erforderlich, von denen mindestens sechs 
fur den Beschluß gestimmt haben müssen. Beschlüsse sind - abgesehen von 
der Regelung des Abs. 4 - mündlich zu fassen. 

. (2) Je�_es. Mitglied . der Kommission hat eine Stimme. Stimmenthaltung
1s! nur zulass1g, wenn sre begründet wird. Bei Gleichheit der Pro- und Kontra­
st,mmen entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

. (3J' Jedes Mitglied der Kommission, das bei einer Abstimmung über­
stimmt wu�de, hat das Recht, seine vor., Beschluß abweichende Meinung 
samt Begrundung zu Protokoll zu geben. Die Begründung kann innerhalb 
von drei Tagen nachgereicht werden und ist diesfalls ebenfalls in das Er­
gebnisprotokoll (§ 13 Abs. 3) aufzunehmen. 

(4) In besonders dringenden Fällen sowie in Fällen, in denen die Geheim­
haltung der _Stimmabgabe im _Interesse der Mitglieder der Kommission ge­
boten erscheint, kann der Vorsitzende auch eine schriftliche Beschlußfassung 
herbeiführen. 

§ 15. Befangenheit

(1) Ein Mitglied der Kommission ist befangen und von der Beratung und 
Beschlußfassung über einen Tagesordnungspunkt ausgeschlossen, wenn 
1. es selbst Beteiligter ist; 

2. ihm aus der Ausübung seiner Tätigkeit ein unmittelbarer Vor- oder Nach­
teil entstehen könnte oder 

3. es Mitglied des Vorstandes, des Aufsichtsrates oder eines gleichartigen 
Organs der Institution ist, die Gegenstand der Beratung der Kommis­
sion ist. 

(2) Wird dos Vorliegen eines Befangenheitsgrundes im Sinne des Abs. 1 
behauptet, so entscheidet die Kommission mit Stimmenmehrheit, ob ein Be­
fangenheitsgrund vorliegt oder nicht. 
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EINFUHRUNG ZUM BUNDESMINISTERIENGESETZ 

1. BEMERKUNGEN ZUR RECHTSGESCHICHTLICHEN ENTWICKLUNG

Dem unter der Kurzbezeichnung „Bundesministeriengesetz 1986 - BMG• 
wiederverlautbarten BMG 1} liegt als Stammfassung das BG 11.7.1973 über 
die Zahl, den Wirkungsbereich und die Einrichtung der Bundesministerien 
(Bundesministeriengesetz 1973) 2) zugrunde. Es erging in Ausführung der Vor­
schrift des Art 77 Abs 2 B-VG, derzufolge die Zahl der Bundesministerien, 
ihr WB und ihre Einrichtung durch BG bestimmt werden. Mit dem BMG 
wurde erstmals eine relativ geschlossene Regebng der in Art 77 Abs 2 B-VG 
genannten Angelegenheiten g':!Schoffen. Vor der Erlassung dieses G war die 
Rechtslage auf diesem Gebiet durch Lückenhaftigkeit und starke Zersplit­
terung der einschlägigen Rechtsvorschriften gekennzeichnet; der Katalog der 
durch das BMG aufgehobenen Bestimmungen 3) spiegelt dies wider: die dort 
genannten Vorschriften sind recht zahlreich und reichen vom Jahre 1848 bis 
ins Jahr vor der Erlassung des BMG. 

Vieles von dem, was nunmehr durch das BMG geregelt wird, war vorher 
· nicht oder zumindest nicht in allgemein kundgemachten Rechtsvorschriften
(Gesetzen oder Rechtsverordnungen) geregelt.") Die Ermittlung des WB der
Ministerien erinnerte an das Zusammensetzen eines Puzzlespieles: Neben den
Vollzugsklauseln und den bes ZuständigkeitsBest in den einzelnen Verwal­
tungsvorschriften war eine Vielzahl von G maßgebend, in denen Regelungen
über die Errichtung und Neuordnung des WB von Bundesministerien enthal­
ten waren; die in diesen Gesetzen vorgenommenen Wirkungsbereichsrege­
lungen waren inhaltlich zum Teil unsystematisch und bisweilen typische Pro­
dulde politischer Tauschgeschäfte (Koolitiansciro l) oder Hausmachtkämpfe. So
gab es häufig bereichsfremde Enklaven im WB eines Ministeriums, die vom 
Sachzusammenhang her besser zu einem anderen Ministerium gepaßt höllen

1) BGB! 1986/76 idF BGB! 1987/78, 287. 

2) BGB 1 1973/389. 

3) Dieser Kclclog isl in § 17 Abs 2 BMG enthalten; er umfaßt 52 Posilionen. Vom Abdruck 

wurde im Textteil aus Raumersparnisgründen Abstand genommen. 

◄) Zum Recli fs,usfand vor der Erlassung des BMG vgl: Barfuß, Ressorl:u$löndigkejl und 
Vollzugsklausel (196B) 59 ff: Adomovich, Handbuch des öslerr Verlos

_
sung,rech s6 (1971) 

277 ff: Waller, Oslerr Bundcwcrlcsiungsrccht (1972) 490 ff (alle mit we,leren Nachw); SO· 
wie die Ausführungen in den EB zur RV des BMG (483 BlgNR 13. GP). 
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und bisweilen auch tatsächlich diesem entzogen worden waren. Hinzu kam, 
daß es die Regelungstechnik dieser G (Unvollständigkeit, Verweisnormen) er­
forderlich machte, ältere Rechtsvorschriften heranzuziehen, die ihrerseits wie­
derum auf noch ältere Best verwiesen usw. Dieses, als „Reihenregreß" be­
zeichnete mühsame Zurückarbeiten endete bisweilen bei alten Best, die ihrer­
seits keine klare Abgrenzung des WB enthielten und somit als Ausgangs­
basis für ein anschließendes „ Vorwärtsarbeiten" bis zur Gegenwart untaug­
lich waren. Die damit an und für sich schon bewirkte Rechtsunsicherheit 
wurde noch dadurch verstärkt, daß das Verhältnis zwischen allgemeinen 
Geltungsbereichsregelungen, Vollzugsklauseln und speziellen Wirkungsbe­
reichszuweisungen (lex specialis?, lex posterior?) unklar und strittig sein 
konnte. 

Angesichts dieser Situation ist es verständlich, daß in Lehre und Praxis die 
dringende Forderung nach legistischer Flurbereinigung auf dem Gebiete der 
Organisation und des WB der Bundesministerien vorgebracht wurde. Ord­
nung in das Chaos zu bringen, war die hauptsächliche, wenn auch nicht die 
einzige Zielsetzung des BMG. Das Ideal vollständiger Geschlossenheit in 
Form einer abschließenden Regelung in dem zu schaffenden G wurde aus 
noch näher darzustellenden rechtspolitischen Erwägungen nicht realisiert. 

Im anschließenden Punkt sollen jene regulativen Grundgedanken behandelt 
werden, von denen die im BMG geschaffenen Best getragen sind. 

II. DIE DEM BMG ZUGRUNDE LIEGENDEN LEITGEDANKEN

1. Kodifikationsprinzip in abgeschwächter Form 

Das BMG nennt sämtliche Bundesministerien und deren WB (§§ 1, 2 und An­
lage zu § 2). Damit werden vor allem die bisher in verschiedenen G betr 
die Errichtung und Neuordnung des WB einzelner Bundesministerien e1thal­
ten gewesenen verstreuten Best ersetzt und legistisch integriert. Die Regelung 
des WB (§ 2 BMG) ist jedoch derart, doß ältere, in den Verwoltungsvor­
schriften vorfindbore spezielle ZuständigkeitsBest (Vollzugsklauseln und 
bes Zuständigkeitsregelungen außerhalb der Vollzugsklauseln) grundsätzlich 
unberührt bleiben. Die EB zur RV 5) verweisen in diesem Zusammenhang auf 
den im Begutachtungsverfohren vorgebrachten Gedanken, daß es der Rechts­
sicherheit nicht dienlich wäre, wenn es zu einer Ge:amtkodifikation käme, 
dh zu einer Kodifikation, bei der auch vorhandene Vollzugsklauseln sowie 

5) 483 BlgNR 13. GP, AB: 863 BlgNR 13. GP. 
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die in den Verwaltungsvorschriflen enthaltenen bes ZuständigkeitsBest durch 
die Regelung des BMG abgelöst würden. In diesem Sinne kann man von 
einem „abgeschwächten" Kodifikationsprinzip sprechen. 

Das BMG bedient sich hiezu folgender Regelungstechnik: Es erstellt einen 
Katalog von allgemeinen Aufgaben der Bundesministerien, wobei zwischen 
Aufgaben, die allen Bundesministerien jeweils gleicherweise zukommen 
(Teil 1 der Anlage zu § 2) und allgemeinen Aufgabenbereichen der einzelnen 
Bundesministerien (Teil 2 der Anlage zu § 2) unterschieden wird. Dem Prinzip 
der abgeschwächten Kodifikation (siehe oben) entsprechend derogieren die 
in diesen beiden Anhangskotalogen zum BMG enthaltenen Aufgabenzu­
weisungen grundsätzlich 6/ nicht den in § 2 Abs 1 Z.1 lit b BMG genannten 
älteren KompetenzBest spezieller Art (Geschäfte, die den einzelnen Bundes­
ministerien durch bundesverfassungsgesetz/iche Vorschriften, durch allge­
meine Entschließungen des BPräs, durch bes bundesgesetzliche Vorschriften 
oder durch Verordnungen aufgrund von § 15 BMG zugewiesen sind). 

2. Verdichtung der Kooperation bei der Besorgung von Geschäften mit
mehrfacher Ressortbezogenheit 

Mon könnte vom Zustand der Ressartausschließlichkeit sprechen, wenn 
erstens alle Teilhandlungen, die zur Erfüllung einer bestimmten Aufgabe er­
forderlich sind, in die Zuständigkeit ein und desselben Ministeriums fielen 
und wenn zweitens die Besorgung der einem Ministerium zukommenden Auf­

gaben ausschließlich Auswirkungen im Ressorlbereich eben dieses Mini­
steriums hätte. Die von den Bundesministerien zu besorgenden Angelegen­
heiten sind inhaltlich so geartet, doß es nicht möglich ist, eine Aufgaben­
teilung zu finden, mit deren Hilfe Ressortausschließlichkeit auch nur an­
nähernd erreichbar wäre. Es ist vielmehr damit zu rechnen, daß es eine Viel­
zahl von Geschäften gibt, die den WB mehrerer Bundesministerien betreffen. 
In solchen Fällen erweist es sich als zweckmäßig, wenn entsprechende Ko­
ordinations- und Kooperationsinstrumente wirksam werden können, die es 
gestatten, daß den verschiedenen Ressortbezügen Rechnung getragen wird. 

Die Rechtsordnung kennt ein abgestuftes Instrumentarium von Rechtseinrich­
tungen, die speziell der Koordination und Kooperation dienen. 7) Die Skala

6) Ausgenommen sind die in § 13 genannten und einzelne andere Angelegenheilen (Näheres 
dazu im Kammentarteil unter 1. 1.). 

71 Dazu allgemein: Schälfer, Koordination in der ölfenllichen Verwaltung (1971); Rill, Die 
Stelluno der Gemeinden gegenüber Bund und Lönrfom im Roumardnungsrecht (1974) 51 ff; 
Rilf - Schijffcr, Die Rcchlsnormr.-n für die Plonungskoo.rd1nierung seitens der öHentlichen 
Hand auf dem Gr.bir.le der Raumordnung (1976] 66 ff; Adomovich - Funk, Allgemeines Ver­
wallungsrechl2 (1984) 280 II mwN. 
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reicht von der schlichten Information über die Anhörung bis zur gemein­
samen Entscheidung der beteiligten Organe. Gesetzliche Vorschriften außer­
halb des BMG sehen solche Formen der Zusammenarbeit vielfach auch auf 
interministerieller Ebene vor. In der Lehre wurde allerdings bezweifelt, daß 
es verfassungsrechtlich zulässig sei, wenn die Gesetzgebung ministerielle 
Akte vorsieht, die von einer Willensübereinstimmung mehrerer Bundesmini­
ster abhängig sind. 8) Eine Anweisung des Gesetzgebers zu gemeinsamer Ent­
scheidung mehrerer Bundesminister, wie sie hcufig in Form der Bindung der 

Entscheidung eines Bundesministers an das „Einvernehmen" ( = Zustimmung) 
eines oder mehrerer anderer Bundesminister vorgesehen ist, widerspräche 
der in Art 69 Abs l B-VG statuierten Alternative : Kollegialenlscheidung der 
BReg oder Zuständigkeit einzelner Ressortminister. Der VfGH hol sich diesen 
Zweifeln jedoch nicht ongeschlossen und ousgesprochen, daß lediglich die 

Einrichtung eines (förmlich organisierten) Kollegiums, das aus mehreren 
Bundesministern besteht, unzulässig sei, 9) nicht jedoch eine gesetzliche An­
weisung zu einvernehmlicher ( = übereinstimmender) Entscheidung durch 
mehrere Bundesminister. 10) 

Das BMG :;tatuiert in § 5 Verfahrensregeln, durch die dem Gedanken der 
inferm:nisleriellen Dependenz in Angelegenhei:en von mehrfacher Ressort• 

re:evanz stärker als bisher Rechnung getragen werden soll. Abgesehen von 
den Fällen, in denen bes bundesgesetzliche Koordinations- und Kooperations­
Best - zB ir:i Form von Anweisungen zu Information, Anhörungs- oder Ein­
vernehmensherstellung - bestehen, ist in Angelegenheiten, die den WB 
mehrerer Bundesministerien betreffen, folgendermaßen vorzugehen: Je nach­
dem, ob es um die Besorgung einer Angelegenheit von mehrfacher Res�ort• 

zugehörigkeit oder aber nur von mehrfacher Ressortberührung geht, haben 
die betroffen�n Bundesministerien im Wege gemeinsamen Vorgehens oder 

aber im Wege des Zusammenwirkens zu agieren. Ein mehrfach ressortzuge• 

höriges Ge,., i,äft 11) liegt dann vor, wenn das Geschäft Angelcoenheitcn 
mehrerer in den WB verschiedener Bundesministerien fallender Sachgebiete 
zum Gegenstand hat (§ 5 Abs l Z 1 BMG). Die EB zur RV sprechen davon, 
daß „de� betreffende Geschäft unmittelbar Wirkungen auf mehreren Sach­
gebieten erzeugt". Dazu ein Beispiel: Der Bau einer Kaserne ist ein Geschäft, 

8) Zum Problem der verfossungsrechllichen Zulössigkeil gemeinsomcr Besorgung oberster 
Verwoltungsgeschöfte durch mehrere Bundesminisler s Walter, Bundesverfassungsrecht 
471 f u die dort wiedergegebenen Auffassungen in Lehre und Jud. 

9) V,GH 2323/1952 betr dos Wirtschoflsdireklorium d BReg. 

10) VfGH 2378,1952, 439511963, 464811964, 6913/1972, 7902/1976. 

11) Die Bezeichnung wird hier ols Kurzbezeichnung für den sprachlich relativ komplizierten 
Totbestond eingeführt. 
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welches militärische Angelegenheiten ein�rseits und die Verwaltung von 
Bauten und Liegenschaften des Bundes sowie die Baukoordinierung anderer­
seits betrifft. Erstere gehören zum allgem:::ine:i Aufgabenbereich des BML V 
(Anlage zu § 2, Teil 2, lit H), letztere zu dem des BMwA (Anlage zu § 2, 
Teil 2, lit C, z 21 u 22). Das Geschäft ,Bau einer Kaserne' als Ganzes ge:iom­
men weist somit eine mehrfache Ressortzugehörigkeit auf und ist im Wege 

des „gemeinsamen Vorgehens", dessen Eigenart noch näher zu beschreiben 
sein wird, zu erledigen. Gleiches gilt für die Ausarbeitung des Entwurfes 
eines G, zu dessen Vollziehung mehrere Bundesministerien berufen �ein sollen. 
Handelt es sich jedoch um ein Geschäft, zu de�sen Besorgung ein Bu:ides­
ministerium (zuständiges Bundesministerium) zuständig ist, das jedoch auch 
die lntere:;sen von Sachgebieten berührt, rlie zum WB eines anderen Bun­
desministeriums (beteiligtes Bundesministerium) gehören, so liegt bloß ein 
mehrfach ressortberührendes Geschäft 11) vor. So fällt zB die Vermarkung 
der Staatsgrenzen in die Zuständigkeit des BMwA (Anlage zu _§ 2, Tei! 2,
lit C, z 27), berührt sind jedoch möglicherweise auch Interessen _,m Bere,_c�
der Außenpolitik und der militärischen Angelegenheiten, was e1�e B�teili­
gung des BMA (Anlage zu § 2, Teil 2, lit 8) und de_s _BML_Y und e�_n Agieren 
im Wege des „Zusammenwirkens" der genannten Min1stenen b:qrund�t l��ß 
bei d':!m Beispiel nicht auch noch andere Ressortinteressen beruhrt sein ken­
nen sei damit nicht gesagt). 12) Eine strenge Disjunktion zwischen Geschäf­
ten 

I 

mit mehrfacher Ressortzugehörigkeit und solchen mit nur mehrfacher 
Ressortberührung läßt sich generell nicht vornehmen, da hie,r Gewichtungs­
fragen eine Rolle spielen. 

Die Yerfohrensregelun3en des BMG sind folgender Art: Bei der Behandlung 
von mehrfach ressortzugehörigen Geschäften haben die beteiligten Bundes­
ministerien gemeinsam vorzugehen. Dazu haben sie zunächst fe_stzustcllen,
wessen WB durch das gemeinsam zu besorgende Geschäft vorwiegend be­
troffen wird. Diesel'T' Bundesministerium obliegt dann die „ fülirende Ge­
schäftsbcr.andlung" im gemeinsamen Vergehen. Vermögen sich . di�- b�tre_f­
fenden Bundesministerien nicht innerhalb einer angemessenen Frist uber die 

Frage zu einigen, welchem Bundesministerium die führende Geschäftsbe­
handlung zukommt, so obliegt die Beurteilung dieser Fraqe auf A�_trag 
eines der betroffenen Bundesministerien der BReg (§ 5 Abs 2 BMG). Daruber, 
wie da5 gemeinsame Vorqehen dann im einzelnen aussie�t, enthält das 
BMG verständlicherweise keine weiteren Re!1 elunqen, da dies vom Inhalt 
und den Erfordernissen des zu besorgenden Geschäftes abhängt. 

12) V!l l die Bo,limmungcn do, SlaalsgrcnzG ßGBI 1974/9, insb die Vollziehungsregelung in 

§ 30 
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Bei der Behandlung von mehrfach ressortberührenden Geschäften hat das 
:z_ustöndige Bundesministerium dem oder den beteiligten Bundesministerien 
Gelegenheit z.u einer Äußerung innerhalb einer angemessen festzusetzen­
den Frist zu geben_ Wenn dos Geschäft Maßnahmen notwendig macht, die 
in den WB eines beteiligten Bundesministeriums fallen (in unserem Beispiel 
mit der Grenzvermorkung: etwa eine Akk:ndierung mit dem Nachbarstaat, 
also einen Akt des Verkehrs mit dem Ausland - vgl aber die in § 15 ßMG 
vorgesehene Delegationsmöglichkeit!) n), so hol dos zuständige Bundesmini­
sterium im Einvernehmen mit den beteiligten Buridesminislerien (in unserem 
Fall: mit dem BMA) vorzugehen. Kommt dieses Einvernehmen nicht binnen 
einer angemessenen Frist zustande oder wird es ausdrücklich verweigert, so 
kann sowohl des zuständige ols auch ein beteiligtes Bundesministerium die 
Angelegenheit der BReg zur Beratung vorlegen. 

Die Vielfalt der Fälle, in denen der WB mehrerer Bundesministerien betrof­
fen sein kann, läßt es nicht zu, Beispiele in typisierter Ordnung anzugeben. 
Fraglich ist, wie sich die in § 5 BMG statuierten Verfahrensweisen des ge­
meinsamen Vorgehens bzw des Vorgehens im Zusammenwirken zu den an­
fangs erwähnten gesetzlich vielfach vorgesehenen bes Koordinations- und 
Kooperationsinstituten wie Information, Bedachtnahme, Anhörung, gemein­
same Entscheidung uam verholten. Das BMG läßt erkennen, daß diese Fälle 
unberührt bleiben, es ist jedoch nicht klar, ob in solchen Fällen ein Vorge­
hen noch § 5 BMG zusätzlich geboten, zulässig oder unzulässig ist. Der 
rechtspollrische Zweck, der mit der Schaffung der Best des § 5 BMG verfolgt 
worden ist, dürfte vor ollem der gewesen sein, daß die Interdependenzen zwi­
schenministeriellen Handelns gerade in solchen Bereichen verdichtet werden 
sollen, in denen noch keine gesetzlichen Kooperotionsweirungen bestehen. 
Das sind vor ollem die Bereiche der Privotwirt:choflsverwaltung, der Planung 
sowie der Erstellung von Geselz:esentwürfen. Auf des Problem des Verhält­
nisses zwischen § 5 BMG und den spe:z_iellen gesel2lichen Koordinations­
und Kooperationsvorschriften wird noch im Komr.,entorteil einzugehen sein.14) 

13) Gem § 15 Abs 1 Z l könnle olwo dos BMwA vom BMA zum Schriflverkehr mit dem Nach­
borstool ermöchligl werden. Ob und wie weil im ong�nommcnen Beispiel allenfalls die 
vom G vorgesehenen Be,chrönkung-en für eine solche Dclcgofion fkeine Berührung völker­
rechllfcher oder oußcnpolirischcr fragen; keine cntgegonslohendcn slaatsverlraglichen Ver­
pflichtungen) zum Tro_ge" kommen können, kann huu nicht untersucht werden. 

U) Kommenlarleit II. 1. 
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3. Effizienzsteigerung unter dem Leitbild: Ministerium als Funktionsträger
modernen Staatsmanagements

Einrichtung und Funktionsweise von Orgonisotio:-isgebi!den, wie sie die Bun­
desministerien darstellen, stehen im Zeichen eines grundlegenden Span­
nungsverhältnisses: ouf der einen Seite sollen Handlungsweise und Orgoni­
sotionsstrukturen möglichst einfach sein, um Raschheit und Flexibilität der 
Aufgabenbewältigung sowie die Minimierung von Kosten und Aufwand zu 
gewährleisten; auf der anderen Seite soll die Funktionsweise der hohen 
Komplexität der zu besorgenden Angelegenheiten gerecht werden, wes den 
Aufwand on Zeit, Personal und Sacheinrichtungen erhöht, kurz: zu relativ 
mehr Umständlichkeit, Bürokratisierung und Kosten führt. Zw'schen der Mini­
mierung des Bürokratischen einerseits und der Sachgerechtigkeit der Funk­
tion andererseits besteht angesichts der Kompliziertheit und Komplexität 
der ministeriellen Aufgaben ein dauernd wirksamer Zielkonflikt. 

Das BMG ist bemüht, ein taugliches Rechtsinstrument für die Erziell/ng eines 
optimalen Ausgleichs in diesem Spannungsverhältnis zur Verfügung zu stel­
len. In die:;em Sinne ist der in den EB zur RV ') enthaltene Hinweis zu ver­
stehen, daß die Annehme der Grundsätze eines modernen Managements 
sowie die Bedachtnahme auf die Interdependenz der z.u besorgenden Aufga­
ben von seilen der Zentralverwaltung des Bundes rechtsinstitutionell ges'chert 
sein müßten. Felgende Bestimmungen und Rechtsinstitute des BMG sind 
zu nennen, die dieser Zielsetzung in bes Weise dienen sollen: 

0 Koordination und Planung 

ln § 3 z 3 u 4- BMG ist eine allgemeine Verpflichtung der Bunde5ministerien 
festgelegt, olle jene Fragen wahrzunehmen und zusammenfassend zu prüfen, 
denen vom Standpunkt der Koordinierung der vorausschauenden Plommg 
der ihnen überlrogenen Sachgebiete oder vom Standpunkt der wirtschaft­
lichen und zweck,;,äßigen Einrichtung und Arbeitsweise der Vollziehung im 
Bereiche des Bundes grundsätzlich Bedeutung zukommt; auf die wechsel­
seitige Koordinierung der Vollziehung des Bundes und der Länder ist Be­
dacht zu nehmen. 

Des BKA hat gern Anlage zu § 2, Teil 2, lit A, Z 1 eine integrative Koordina­
tionsfunktion wahrzunehmen. Instrumental für die Realisierung dieser Funk­
tion ist die in § 6 BMG niedergelegte Verpflichtung, derzufolge die Bundes­
ministerien des BKA laufend und zeitgerecht über jene Geschäfte zu unter­
richten hoben, die sie im Wege gemeinsamen Vorgehens oder im Wege des 
Vorgehens im Zusammenwirken (§ 5 BMG - siehe vorhin unter Punkt 2) 
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ter Akte des Verkehrs mit dem Ausland (28 Schriftverkehr mit ausländischen 

Staaten in Angelegenheiten des WB des ermächtigten Bundesministeriums)

errnöchtigl:!n, 16) Man kann hier - bezcgen auf die Aufgaben der ermächtig­

ten Ministerier. - von einer sr;Jchlichen lntegrolion sprechen, die frei1ir.h im 

Verhöllnis zu den Aufgaben des Außenamtes ols Absplltterung, somit also

als Desintegration, anzusehen 1st. 

0 Delegation 

Gern § 10 BMG kann der Bundesminister im Interesse einer raschen und

zweckmäßigen Geschäftsbehandlung bestimmte Gruppen von Angelegen· 

heiten den Seklions-, Gruppen--, Abteilungs- und Referotsleitern zur selbstän­

digen Behandlung (Erledigung und Unterfertigung im Namen und bei fort­

dauernder Verantwortlichkeit des Bundesminislers) übertragen. Ausnahms­

weise können auch andere geeignete Bedienstete zur selbständigen Behand­

lung bestimmter in den WB einer Abte.ilung bzw eines Referates fallend.er 

Angelegenheiten ermächligt werden. Das Weisungsrecht des Bundesministers 

sowie sein Recht, eine delegierte Angelegenheit wieder an sich zu ziehen

oder sich die Genehmigung der Entscheidung vorzubehalten, werden durch 

eine solche Ermächtigung nicht eingeschrö�kl. Mit dieser Vorschrift wird 

eine auch bisher schon geübte und von VwGH und VfGH nicht inkriminier le 

Praxis 17) gesetzlich fundiert. Aus der Sicht der Verwollungslehre ist zu sagen,

daß die Delegierborkeit von Entscheidungen schon aus rein technischen 

Gründen unverzichtbar ist ; sie bietet darüber hinaus ober auch ein wichtiges

Mittel für einen Abbau von überflüssigen büTokrotischen Umwegen und

Hemmnissen. 

0 Rationalisierung der Hilfsmittel

Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Aufgabenerfüllung 

sind als Maximen für die Set·zung orgonisotarischer Maßnahmen mehrfach

ausdrücklich genonnL Daneben gib! es Best, die dieser allgemeinen Ziel­

setzung in ;pezifischer Weise Rechnung trogen sollen, Aus § 7 Abs 4 BMG

geht hervor, daß die Schaffung von bes Einrichtungen zur ministerieninter-

nen Revision zwecks Sicherstel\u11g einer sparsamen und zweckmäßigen Ge­

barung zulässig isl; ebenso ist die Einrichtung von Behördenbibliotheken 

und Registraturen, von Buchhaltungen sowie von Ein- und Abgangs-, Konz-

16) Bisher ergangene V, BGBI 1973/660 idF 1975/381 (DFB); BGBI 1974/308; BGBI 1974/388 idF

1975/381 (DFB); 1985/463 idF 1986/612 (DBF). 

17) Vgl die Nachweise bei Waller, Bundesverfassungsrecht 495, FN 127.
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lei-, Schreib- und sonstigen Hilfsstellen für den 13ereich mehrerer Bundesmini­
sterien zulässig (§ 7 Abs 6 BMG). 18) Weiters sind in der Anlage zu § 2, Teil l, 
Z 5 folgende Angelegenheiten im allgemeinen WB sämtlicher Bundesmini­
sterien genannt: Dokumentation und Information, Angelegenheiten der Re­
gistraturen und Behördenbibliotheken, der Statistik sowie der EDV unter Be­
rücksichtigung der notwendigen und wünschenswerten Koordination und 
Konzentration. 

4. Bereitstellung gesetzlicher Grundlagen für die innere Organisation

Gern Art 77 Abs 2 B-VG werden die Zahl der Bundesministerien, ihr WB und 
ihre Einrichtung durch BG bestimmt. Da die außenorganisatorische Seite 
durch die Worte „Zahl" und „ Wirkungsbereich" erfaßt wird, ist das Wort 
.Einrichtung" als Bezeichnung für den Bereich der inneren Organisation zu 
verstehen. Das bedeutet, daß bei Bundesministerien auch der innerorganisa­
torische Bereich einer gesetzlichen Regelung bedarf, 19) was eine Ausnahme 
von dem sonst geltenden Grundsatz darstellt, daß Maßnahmen, die nur die 
innere Organisation von Beh und Ämtern betreffen, keine nähere gesetzliche 
Regelun'] erfordern. 20) Damit beendet das BMG einen bisher bestandenen 
rechtswidrigen Zustand. 

III. UMWELTSCHUTZ UND RAUMORDNUNG IM BMG

Bezogen auf die Aufgabenverteilung der Bundesministerien sind Umwelt­
schutz und Raumordnung als Querschnittsbelange anzusehen. Jedes Ressort 
hat im internen Bereich wie auch in den außengerichteten Akten und Maß­
nahmen umweltschutz- und raumordnungsrelevante Kompetenzen. Dement­
sprechend finden sich im Katalog der Anlage zu § 2, Teil l, wo die von allen 
Bundesministerien innerhalb ihres jeweiligen Ressortbereiches wahrzuneh­
menden Agenden aufgezählt sind, auch die Angelegenheiten der Raum­
ordnung auf Sachgebieten, die nach dem Teil 2 dem Bundesministerium zur 
Besorgung zugewiesen sind (Teil l, Z 14). Dasselbe galt bis zur BMG-Nav 
BGB! 1981/265 für den Umweltschutz. Die Streichung der „Angelegenheiten 
des Umweltschutzes" in Z 14 durch diese Nov hat an ihrem Querschnitts­
charakter nichts geändert: 21) Nach wie vor haben die einzelnen Bundesmini-

18) Von dieser Möglichkeit wurde bereits mehrfach Gebrauch gemocht. Vgl folgende DY zum
BMG: BGB/ 1974/798; BGB! 1975/51; BGB! 1975/129.

19) Dieser Meinung ouch Walter, Bundesverfassungsrecht 495.
201 VfGH 2650/1954, 2709/1954.
21) So die EB zur RV 625 BlgNR 15. GP. 
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sterien Umwelfschutzbelonge im konkrelen Zusammenhang mit den ihnen 
zugewiesenen Verwaltungsmaterien (die • besonderen Angelegen heilen des 
Umwellschulzes") wahrzunehmen. Die Besorgung der „allgemeinen Angele­
genheiten des Umweltschut-zes•, also jener, .,die über den konkreten Zu­
sammenhang einer bestimmlen Verwollungsmoterie hinausgehen oder für 
mehr als eine Verwallung-smalerie lypisch sind" (zB die allgemeinen Ange­
legenheiten des Immissionsschutzes und der Umweltverträglichkeitsprüfung), 
wurde durch die genannte Nov jedoch dem (damali_gen) BMGU - nunmehr 
dem BMUJF - übertragen (Anlage zu§ 2, Teil 2, fit J, Z l). 

Die Koordination der Ressortkompetenzen und -aktivitäfen obliegt auf dem 
Gebiete der Raumforschung, Raumordnung und Raumplanung 22) dem BKA

(Anlage zu§ 2, Teil 2, fit A, Z 1) und auf „ollen Gebieten des Umweltschutzes• 
dem BMUJF ( lit J, Z l). 

KOMMENTAR ZUM BUNDESMINISTERIENGESETZ 

1. ZUM SACHLICHEN WIRKUNGSBEREICH DER BUNDESMINISTERIEN

1. Normative Grundlagen

§ 2 BMG nennt als normative Grundlagen für den sachlichen WB der Bun­
desministerien: § 3 und Teil l der Anlage zu § 2 BMG; bundesvP.rfossungs­
gesetzliche Vorschriften; allgemeine Entschließungen des BPräs; bes bundes­
gesetzliche Vorschriften; Verordnungen aufgrund des § 15 BMG; Teil 2 der
Anlage zum BMG. Hiezu im einzelnen:

O Die in § 3 BMG genannten Angelegenheiten sind ebenso wie die in Teil l 
der Anlage umschriebenen Geschäfte allgemeine Aufgaben, die jedes 
Bundesministerium im Rahmen seines WB zu besorgen hat. 

O In bundesverfossungsgesetzlichen Vorschriften gibt es drei Gruppen von 
Best, aus denen sich Regelungen des Aufgabenbereiches von Bundes­
ministerien ableiten lassen: erstens die Normierung bestimmter Aufga­
ben, die vom zuständigen Bundesminister zu besorgen sind 23) (welcher 

Bundesminister das ist, ergibt sich ous unterverfossungsgesetzlichen 

22) Die Ersetzung des Ausdrucks .Raumordnung" durch .Raumforschung, Raumordnung und
Raumplanung" durch die BMG-Nov BGB/ 1984/439 ist nur ols sprachliche Präzisierung zu
verstehen und hot am Umfong der Kompetenz nichts geändert (EB zur RV zu 316 BlgNR 
16. GP).

2l) So zB Art 80 Abs 2, 3 B-VG. 
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Rechtsvorschriften); zweitens Vollzugsklauseln; und drittens (selten) die 
Betrauung eines bestimmten Bundesministers mit bestimmten Aufga­
ben. 2•) 

0 Allgemeine Entschließungen des BPräs, die den Aufgabenbereich ·von 
Bundesministerien betreffen, sind einerseits in Ausführung der in Art 66 
Abs l u 2 B-VG vorgesehenen Delegationskompetenzen ergar.gen. Der 
BPräs hat von der Möglichkeit der 0bertrogung des Rechts der Ernen­
nung bestimmter Kategorien von Bundesbeamten (Art 66 Abs l B-VG) 
sowie der Delegation des Abschtusses bestimmter Kategorien von Staats­
verträgen (Art 66 Abs 2 B-VG) an Mitglieder der BReg Gebrouch ge­
macht. 25) Diese Entschließungen des BPräs legen freilich nicht fest, wel­
cher Bundesminister im einzelnen zuständig ist, sondern verweisen auf 
den ressortmäßig zuständigen Bundesminister, mithin auf die noch an­
deren Vorschriften zu beurteilende sachliche Aufgabenverteilung. 

0 

2<) 
2s1

26) 
27) 

2BI 

12 

Andererseits kann der BPrös durch Entschließung gern Art 77 Abs 3 B-VG 
die sachliche Leitung bestimmter, zum WB des BKA gehörender Ange­
legenheiten eigenen Bundesministern (,. Kanzleramtsministern") übertra-
gen. 26) Durch eine solche Entschließung ändert sich jedoch nichts am 
WB des BKA: auch die übertragenen Angelegenheiten bleiben in seinem 
WB. 

Bes bundesgesetzliche Vorschriften. Darunter fallen Vollzugsklauseln so­
wie spezielle, in den Verwaltungsvorschriften enthaltene gesetzliche Re­
gelungen betr Aufgaben von Bundesministern bzw Bundesministerien. 27) 
Verschiedene Auffassungen gibt es über die normative Reichweite der 
Vollxugsklauseln .. 28) 

Spexielle Kompetenxvorschriften außerhalb der Vollxugsklauseln finden 
sich in der Regel mitten im Gesetzestext der die einzelnen Sachgebiete 
oder das Verfahren regelnden Verwaltungsvorschriften; bisweilen sind 
sie auch in Ministerien-OrganisationsG, zuletzt auch im BMG selbst, 

So zB in § 14 F-VG. 

Entschl 12.8.1924 BGBI 312 u 14.5.1930 BGBI 168 !betr Art 66 Abs 1 B-VG) u Entschl 31. 12. 
1920 BGBI 1921/49 (betr Art 66 Abs 2 8-VG), sämtliche abgedruckt bei Klecalsky - Morscher, 
Das österr Bundesvelfossungsrechtl (1982) 393 ff. 

Vgl zuletzt die Entschließung des BPräs 24. 3. 1987 BGBI 19871120. 

Die legistische Praxis ist uneinheitlich und weist bald Aufgaben dem Bundesminister, bald 
auch dem Bundesministerium zu. Welcher Ausdruck verwendet wird, ist für Umfang und 
Inhalt der van den Bundesministerien zu besorge_nden Geschäfte unerheblich. 

Dazu Barfuß, Ressortzusländigkeit 82 ff, 111 ff. 
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enthalten. Zwar ist das BMG, wie schon mehrmals betont wurde, von 
dem Grundgedanken beherrscht, daß die in bes bundesgesetzlichen Vor­
schriften (Vollzugsklauseln und spezielle Kompetenzvorschriften außer­
halb dieser) vorgesehenen Aufgabenzuteilungen unberührt bleiben (ab­
geschwächtes Kodifikationsprinzip). Dieser Grundsatz wird im BMG 
allerdings durch die• Bestimmungen in § 13 durchbrochen: dort sind 
einzelne Angelegenheiten aufgezählt, in denen die im 2. Teil der Anlage 
umschriebenen Aufgaben derogatorische Wirkung gegenüber den bes 
bundesgesetzlichen Kompetenzvorschriften entfalten. Derogatorische 
Kroft gegenüber besonderen bundesgeset;:lichen Vorschriften entfalten 
außerdem gern Art VII der BMG-Nov BGBI 1984/439 bestimmte 2') und 
gern Art VII der BMG-Nav BGBI 1987/78 olle der durch die jeweiligen 
Nov verfügten Änderungen des allgemeinen Wirkungsbereiches von 
Bundesministerien. 

Das BMG hebt die in älteren OrgonisotionsG (Gesetze betr die Errich­
tung und die Neuordnung des WB von Bundesministerien) ') statuierten 
Aufgabenzuweisungen auf. Diese wiederum hallen aber oftmals deroga­
torische Wirkung gegenüber noch älteren bes bundesgesetzlichen Kom­
petenzzuweisungen. Dazu folgendes Beispiel: § 3 des BG 21. 1. 1972 
über die Errichtung eines BM für Gesundheit 30) umschreibt den WB des 
neu gebildeten Bundesministeriums in der Weise, daß bestimmte Ange­
legenheiten aufgezählt werden, die das BM für Gesundheit aus dem Auf­
gabenbereich anderer Bundesministerien übernimmt. Diese Kompetenz­
zuweisung war zweifellos lex specialis gegenüber älteren speziellen 
Kompetenzvorschriften für diejenigen Ressorts, die Aufgaben zugunsten 
des BM für Gesundheit abzugeben hatten. Das BMG hebt nun § 3 des 
genannten G aus 1972 auf, 31) was jedoch nicht bedeutet, daß die mit 
dieser Rechtsvorschrift dem - mittlerweile wieder aufgelösten - BM 
für Gesundheit zugewiesenen Agenden wieder an diejenigen Ministerien 
zurückfallen, denen sie entzogen worden sind. 

Es gibt mehrere Beispiele dieser Art. In ollen diesen Fällen darf aus der 
formellen Aufhebung älterer KompetenzBest nicht geschlossen werden,

291 Die Anderungen durch die Nov BGBI 1984/439 sind teilweise durch neuere Nov überholt. 
Art VII scheint noch für folgende Angelegenheiten zu gelten: •... Entwicklungshilfe ... • 
(Anlage 2 zu § 2, Teil BI und •... verstaatlichte oder staatseigene Unternehmungen ... • 
(Teil L, Z lOj. 

30) BGBI 1972/25. 

31) § 17 Abs 2 Z 52 BMG; die Vorschrifl ist, wie erwähnt, aus Raumersparungsgründen im 
Textteil nicht abgedruckt. 
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gesehen nichts anderes ist als eine spitzensituier1e Verwaltungsfunktion, 31) 

ebensosehr ist es zu begrüßen, daß das BMG den inhaltlichen Unterschieden

z.wischen Regierungstatigkeit und Verwaltungsfunktion ieS Rechnung trägt.

Es könnte sein, daß davon ein Anstoß für juristische Untersuchu�gen des

Regierungshandelns ausgeht - ein Thema, das in Osterreich bisher kaum

bearbeitet wurde.

3. Auskünfte

Die Bundesministerien sind gern § 3 Z 5 BMG verpflichtet, im Rahmen ihres

WB Auskünfte zu er1eilen, soweit eine Verpflichtung zur Amtsverschwiegen­

heit dem nicht entgegensteht. Gern § 4 Abs 3 BMG hoben die Bundesminister

dafür Sorge zu tragen, daß auch die ihnen nachgeordneten Beh, Ämter und

Einrichtungen des Bundes Auskünfte im Rahmen der Amtsverschwiegenheit

erteilen. Der VwGH leitet ous § 3 L 5 BMG ein subjektives Rech! auf Aus­

kunftserteilung ob: Lehnt die Behörde die Erteilung einer Auskunft ob, hat

sie darüber einen Bescheid zu erlassen. 33) 

Mit Inkrafttreten des AuskunftspflichtG 34) am l. l. 1988 wird § 3 Z 5 BMG

durch die (außerhalb des BMG normierte) allgemeine Auskunftspflicht der

Organe des Bundes ersetzt.

II. ZU DEN KOOPERATIONS- UND KOORDINATIONSREGELN DES§ 5 BMG

1. Verhältnis zu speziellen Koordinationsvorschriften

Die in der Einleitung bereits angeschnittene Frage loulet: Wie verhält sich 

das in § 5 BMG vorgesehene Verfahren 7.U ienen Fällen, in denen ein Vor­

gehen mit Information, Anhörung, Einvernehmen (Zustimmung) eines oder 

mehrerer anderer Ressorts gesetz:lich vorgesehen ist? Die Materialien sind

in diesem Punkt widersprüchlich: Einerseits wird in den EB zur RV 5) darauf

verwiesen, daß das Verfahren noch § 5 BMG entsprechend der in Abs 1 ent­

haltenen Klausel nur ouf jene Geschäfte Anwendung findet, #die nicht

Gegenstand einer besonderen Kompetenz:regelung sind". 35} Do dies jedoch

32) Merkl, Allgemeines Verwaltungsrecht 47 ff, 57 f; Anloniolli, Allgemeines Verwoltungs­

recht 7. 

33) VwSlg 91 �l A/1976. 

34) BG 1S. 5. 1987 über die Auskunftspflicht der Verwallung des Bundes und eine Jl.nderung 

de• Bundesministeriengesetzes 1986 (Auskunftspflichlge.seti), BGBI 1987/287. 

35) Die Wendung in § 5 Abs l BMG lautet •..• soweil bundesgesetzlich nichts anderes be­

slimml isl .•. -. Die EB zur RV sind in dem Punkle also schon rein sprachlich ungenau. 

15 
UR / 32. Lfg 1. 3. 1987



t 
1 

. f. 

Ö-12-0-20 BUNDESMINISTERIENGESETZ' 1986 

für die meisten individuellen Verwaltungsakte und auch für den Großteil der 
V zulräfe, sei der Anwendungsbereich des § 5 BMG in erster Linie auf die
Vorbereilung von Gesetzesvorlagen und auf sonstige RegierungsQeschäfte 
beschränkt. Damit steht jedoch der ebenfalls in den EB zur RV enthaltene 
Hinweis auf die Schiedsfunktion der BReg, die gerade im Hinolick auf die 
fristgerechte Erfüllung der Entscheidungspflicht bei Bescheiden (Art 132 B-VG) 
eine wichtige Rolle spielen könnte, im Widerspruch. 

Eine harmonisierende Lösung ist noch unserer Auffassung in folgender 
Variante zu sehen: Nur insoweit, als in speziellen gesetzlichen Zusommen­
orbeitsonweisungen ouch nohere, von § 5 BMG abweichende VerfohrensBest 
vorgesehen sind, kommt die Ausschlußklousel des § 5 Ab� 1 BM<:' zur An­
wendung. Wenn jedoch die Koordinations- und Kooperot1onsbesllmmung:n 
darauf beschrönki sind, nur Tatbestände wie: Mitteilung, Anhörung oder Ein­
vernehmen vorzusehen, so liegt eben ein Geschäft vor, welches den WB 
mehrerer Bundesministerien betriff!. Demenlsprechend ist in solchen fällen
stet� das Verfahren gern § 5 BMG einzuhalten. 36) 

2. Verhältnis J'.U Verfahrenskonnntration und Vorfragenbeurteilung

Durch das Verfahren gern § 5 BMG werden gesetzliche Best über die Ver­

fahrenskonzentration sowie über die Vorfragenbeurteilung nicht berührt (§ 5

Abs 4 BMG). 

111. INTERNE ORGANISATIONSANORDNUNGEN

Das BMG hebt aus der Vielzahl der den innerorganisatorischen Bereich be­

treffenden Akte drei Arten von Organisotionsonordnun�en her_vor und -�ta­

tuiert dafür nähere Best. Es sind dies die Geschäftseinteilung, die Geschofts-

ordnung und die Kanzleiordnung. 

Die Geschäftseinteilung betrifft die Gliederung des Bundesmi_nisteriums. in
Dienststellen (Sektionen, Abteilungen; Gruppen; Referate; sonstige or�onisa­
torische Einrichtungen und Stellen - vgl § 7 Abs 1-6 BMG) und die Auf-

Ob im einzelnen ein mehrfach ,essortzugehöriges oder nur ein mehrfach ressorlberOhran· 36
) d G hält vorlieg! isl von Fell zu fall je noch lnhall der zu besorgenden Aufgabe e

� d �
c 

lntensitcl d;r Kooperalionsanweisung zu beurleile�. In diesem Zu�ommenhong 
ls� ins� auf die AusfOhrungen von Koia, Milwirkung und M,tv„rontwartu�g eine, Bunde�­
minis_lers bei Vollzugsakten \Be.scheiden) des BPr.ös, JBI 1�64, 440 ff, _belr die Zurechnung .'i
Einvernehmen$föllen (447 lf) oulmerk.som zu machen' doc von Ko1a vorgenommen? D

f� ferenzicrung zwi�chen Houplkompeleni. und Neb�nlunklion bei Einvernchmenslöll�n isl r 
die Beurteilung der eingang< geslclllen frag� 1edenfolls zu .becchlen, Jedoch ,n bezug 
auf § 5 BMG jewells noch inhalllichon Kriteroen vorzunehmen. 
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teilung der Geschäfte auf diese. Sie ist vom Bundesminister für das von ihm 
geleitete Bundesministerium zu erlassen und zur öffentlichen Einsicht aufzu­
legen (§ 7 Abs 8 BMG). Aufgrund der Geschäftseinteilung kann niemand ein 
Recht geltend machen (§ 7 Abs 12 BMG). 

Die Geschäftsordnung betrifft die Besetzung von Leitungsfunktionen - da­
runter auch jene von bestimmten, in § 9 Abs l BMG aufgezählten Spil:;:en­
positionen der Verwaltung durch befristeten Dienstvertrag - sowie Delega­
tionen zur selbständigen Behandlung und Erledigung durch Sektions-, Grup­
pen-, Abteilungs- und Referotsleiter und Bediensrete gern § l O Abs 4. Sie ist
vom Bundesminister zu regeln; Publizität gegenüber der Allgemeinheit ist 
nicht vorgesehen. 

Die KanJ:leiordnung regelt die formale Beliandlung der von den Bundesmi­
nisterien zu behandelnden Geschäfte. Sie ist von der BReg mit eir:heitlicher 
Geltu„g für olle Bundesministerien zu erlassen. Auch hier ist keine allge­
meine Publizität vorgesehen. 

Sämtliche Organisationsakte werden vom BMG als innerorganisotorische 
Akte ohne Außenwirkung behandelt. Das BMG geht davon aus, daß diese
Anordnungen keine Rechte der Allgemeinheit gestalten 37) und somit als Ver­

waltungsverordnungen 38) (generelle Weisungen) zu qualifizieren und zu er­
lassen sind. Daran ändert selbst die für die Geschciftseinteilung vorgesehene 
Auflegung zur öffentlichen Einsicht nichts; niemandem erwächst aus ihr ein 
Recht auf Entscheidung durch ein bestimmtes Ür!Jan, welches durch das ver­

fassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf ein Verfahren vor dem gesetz­
lichen Richter geschützt wäre. 39) Bei der Geschäftseinteilung und der Ge­
schäftsordnung könnte es strittig sein, ob disse Akte nicht doch inhaltlich ge­
sehen Rechte der Allgemeinheit gestalten und also als Rechtsverordnungen zu
e1 lassen wären. 40) Die frage ist jedoch deshalb zu verneinen, weil die durch
Geschäftseinteilung und Geschäftsordnung geschaffenen innerbehördlichen 
Dezentralisationsformen das monokratische Prinzip unberührt lassen: sämt-

37) lnsb § 7 Abs 12 BMG. 
38) Zum Begriff der VerwoltungsV und zu den domit zusammenhängenden Problemen vgl 

zB Adamavich • Funk, Allgemeines Verwalfungsrecht2 (1984) 232 ff mwN. 
39) Zum Inhalt dieses Grundrechtes vgl zB Adamavich - Funk, Osterreichisches Verfossungs­

rechl3 (1985) 397 ff mwN. 
◄0) Dies würde vor ollem bedeuten, daß sie nicht als .ousschließlich on unterstelfte Verwal­

tungsbehörden ergehende allgemeine Verordnungen _(Oienstonweisungen, Instruktionen)" 
iS von § 2 Abs 1 lit f BGBIG 1985 (BGBI 200) zu qualifizieren und olso im BGBI zu publi­
zieren wären. 
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liehe Akte werden dem Minister zugerechnet, er bleibt stets Beh im funktional-
len Sinne. 41) De lege ferenda wäre es jedoch wünschenswert, wenn die in
der Geschäftsordnung geregelten Delegationen zur selbständigen Erledigung 
und Unterfertigung für den Bundesminister publik wären, was etwa in Form 
der Auflegung zur Einsicht, wie sie derzeit nur für die Geschäftseinteilung 
vorgesehen ist, geschehen könnte. Die Gefahr von Köpenickiaden wäre damit 
reduziert. 

(Funk " Merli). -.:� .·:. 

! ' 

") Darin liegl der Unterschied zu jen"'1 GO d LReg, in denen aufgrund des BVG J>imter d 

LReg BGBI 1�5(.289 iVm und aufgrund londesverlouungsgesetzlichar Bestimmungen das 
Ressortoystem fiir den Bereich der obersten Londesvoll-ziehung eingeführt wird. Damit tritf 
das einzelne Mitglied d LReg an die Sielle des Koliegiums, was bedeutet, daß die ldentitöt 
der Beh (im funktionellen Sinne) nichl mehr gegeben isl und also der interne, durch Ver­
waltungsV (generelle Weisung) rech,lich beherrschbare Bereich überschritten wird - vgl 
Walter, Bundesverfassungsrecht 584 1 u die in FN 174 zil Lit u Jud. 
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Gesetz vom 15. Dezember 1972 über die Bergwacht 

(Bergwachtgesetz), LGBI 1973/25 

idF: LGBI 1981/58 

§ 1 Zweck und Aufgabe

(1) Zur Unterstützung der vom 'lande Kärnten zu wahrenden Interessen
des Umweltschutzes wird eine Körperschaft öffentlichen Rechts mit dem Na­
men „Kärntner Bergwacht" eingerichtet. 

(2) Der Kärntner Bergwacht obliegt die Koordinierung der Tätigkeit der
Bergwächter sowie ihre Ausbildung und Weiterbildung. Sie hat Stellungnah­
men zu Fragen des Umweltschutzes (Abs. 1) abzugeben und die Behörden zu 
unterstützen. Ihr obliegt ferner die Mitwirkung an der Aufklärung der Bevöl­
kerung sowie die Durchführung und Mitwirkung an Aktionen zum Schutze der 
Umwelt. 

(3) Die Kärntner Bergwacht hat das Recht zur Führung des Kärntner
'Landeswappens. 

(4) Die Aufgaben der Kärntner Bergwacht erstrecken sich nicht auf An­
gelegenheiten, die in den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde fallen. 

§ 2 Organisation 

(1) Die Kärntner Bergwacht hat ihren Sitz in Klagenfurt. 

(2) Die Mitglieder der Kärntner Bergwacht sind die angelobten Berg­
wächter. 

(3) Die Organe der Kärntner Bergwacht sind die Vollversammlung, die
Rechnungsprüfer, der Vorstand, <ler Landesleiter, die Bezirksversammlungen, 
die Bezirksleiter, die Sprengelversammlungen und die Einsatzleiter. 

§ 3 Gliederung

(1) Die Kärntner Bergwacht erfüllt ihre Aufgaben im Landesgebiet, das In
Bezirke und Einsatzsprengel gegliedert wird. 

(2) Die Bezirke im Sinne des Abs. 1 sind identisch mit den Sprengeln
der politischen Bezirke. Die Städte mit eigenem Statut Klagenfurt und Villach 
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